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l. Änderungs ch

Der räumliche Geltungsbereich der Anderung Nr. 3 umfaßt im stadtbezirk Dortmund-
Huckarde - ortsteil Huckarde - den Bereich südlich der bebauten Grundstücke oskar-
weg 22 - 40 zwischen der Arminiusstraße, dem Roßbach und dem Bogenschießplatz.

2. Anle . Ziele und Zwecke der Bebauun nlan-And eruns
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Im stadtbezirk Dortmund-Huckarde liegt, wie im gesamten Dortmunder Stadtgebiet,
ein dringender wohnbedarf der Bevölkerung vor. Dieser sachverhalt wurde duich die
von_ der Grrtachtergruppe "empirica" dem Rat der stadt vorgestellte wohnungsmarkt-
analyse (Gutachten zur wohnraumentwicklung von Mai l99l), wonach im Jahr 2000
ein wohnungsfehlbedarf von ca. 25 000 wohnungen erwartet wird, und den verwal-
tungsbericht "wohnungsmarkt Dortmund - Ergebnisse des wohnungsmarktbeobach-
tungssystems 1994" aus 9/1995 nochmals belegt.

Mit der Anderung Nr. 3 des Bebauungsplanes Hu l 17 wird das Ziel verfolgt, den der-
zeit dringenden wohnbedarf durch die schaffirng von ca. 120 wohneinheiten (wE) im
öffentlich gelorderten Wohnungsbau zu mildern.

Entsprechend den wohnungsbaulörderungsbestimmungen wurde für den Anderungs-
bereich ein wettbewerbsverfahren durchgefuhrt. Sowohl die ubernahme des favori--
sierten Architektenentwurfes, als auch die Anpassung einiger anderer Festsetzungen an
inzwischen veränderte Gegebenheiten bedingen eine Ändenrng des rechtsverbindlichen
Bebauungsplanes.

P"I 9k rinderung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine zügige
Realisierung der geplanten Wohnnutzung geschaffen werden.

Wesentlicher Inhalt der Anderune

- Anderung der überbaubaren Grundstücksflächen

- Teilweiseumwandlungvonöffentlichenverkehrsflächen(Mischverkehrsflä-
chen) in Allgemeines Wohngebiet (WA) und umgekehrt sowie Umwandlung
eines Fuß- und Radweges (F + R) in WA

- Teilweise Umwandlung von F + R in Rad- und Wanderweg mit Begleitgrun

- Teilweise Umwandlung von Allgemeinem Wohngebiet in Versorgungsfläche
(Trafostation) und umgekehrt

- Teilweise umwandlung von Aflgemeinem wohngebiet in öffentliche Grtinfla-
che - Spielplatz (Spielbereich B) -

- Teilweise umwandlung von öffentlicher Grünfläche - Spielplatz (spielbereich
2) - in Gemeinschaftsstellplatzanlage

- Teilweise Umwandlung von öffentricher Grtinfläche - Spierplatz (spietbereich
2) - in öffentliche Grtinfläche - naturbelassen -
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Streichung der Festsetzung "Gemeinschaft skinderspielplatz"

Streichung der Festsetzung "Gemeinschaft sgaragenanlage,,

Neufestsetzung einer Gemeinschaft sstellplatzanlage

Änderung der Höchstgrenze der Zahl der Vollgeschosse

linderung der Geschoßflächenzahl von 1,0 auf 1,2

Festsetzung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten

Kennzeichnung einer Fläche gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB, deren Boden mit
umweltgellihrdenden Stoffen belastet ist

Aufnahme der textlichen Festsetzungen (Vorkehrungen zum Schutz
(Festsetzung der Höhenlage)sch lichen Umwelteinwirkungen),

(Bepflanzung von Gemeinsc sstellplatzanlagen)

Streichung der Festsetzung "Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern,,

4. Art und Maß der bauli en Nutzuns. Bauweise

Die Ursprungsfestsetzung "Allgemeines Wohngebiet,, (WA) wird Iiir den Anderungs-
bereich übernommen. Es sollen dort ca. 120 WE im öffentlich geörderten Wohnungs-
bau realisiert werden. Für das Maß der baulichen Nutzung werden sowohl bezüglich
der Grundflächenzahl (GRZ) mit 0,4 als auch der Geschoßflächenzahl (GFZ) mit 1,2
die Obergrenzen nach § l7 Abs. 1 BauNVO festgesetzt. Die überbaubaren
Grundstücksflächen sind ebenfalls unter Beachtung des wettbewerbsergebnisses auf
eine maximale Ausnutzung ausgerichtet und mit einem Abstand von durchschnittlich
3,0 m von den Straßenbegrenzungslinien festgesetzt. Bis auf die Erhöhung der Ge-
schoßflächenzahl entsprechen die Festsetzungen zur Art und zum Maß dei baulichen
Nutzung sowie zur Bauweise, dem Ursprungsplan. Die Festsetzung zur Anzahl der
vollgeschosse mit max. III ist mit der benachbarten Bebauung vereinbar und entspricht
dem Wettbewerbsergebnis.

5 Aulhebune einer FIä he zur Anoflanzung von Bä men und S uchern

Der überwiegende Teil der im Ursprungsplan nördlich des Roßbaches festgesetzten
Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchem wird zukünftig im Hinbtick auf
die Renaturierung des Roßbaches fur 2 notwendige Entsorgungsleit ungen (Abwasser-
leitungen) und gleichzeitig als Wirtschaftsweg benötigr. Eine dichte Anpflanzung von
Bäumen und Sträuchern aufder Trasse selbst ist somit nicht mehr
wird diese Fläche im linderungsplan als Belastungsfläche
tungsrecht zugunsten der Emschergenossenschaft) festgeset

(Geh-, Fahr- und Lei-

vor
und

möglich. Deshalb
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Betrachtet man die zuktinftige Gesamtmaßnahme "Renaturierung Roßbach,, (Entsiege-
lung des Bachbettes, Bepflanzung der Uferzonen, Rückfuhrung zu einem sauberen
Fließgewässer) so ist diese Maßnahme für den Bereich ökologisch weitaus höher zu
bewerten als der ehemals festgesetzte Pflanzstreifen, der allein die Funktion hatte, die
geplante Wohnbebauung vom Abwasserkanat Roßbach abzuschotten, was aufgrund
der vorgesehenen Renaturierung des Roßbaches jetzt aber entbehrlich ist.

Nach § I Abs. 5 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u, a. die Be-
lange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
berücksichtigen.

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § I Abs. I Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) und des § 4 Abs. I Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen (LG NW)
sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die die Leistungsfti-
higkeit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbitd erheblich oder nachhaltig beein-
trächtigen können,

Sind aufgrund der Aufstellung eines Bauleitplanes Eingriffe in Natur und Landschaft
zu erwarten, ist über die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege unter
Anwendung des Vermeidungsgebotes sowie der Verpflichtung zu Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) in der Abwä-
gung nach § I BauGB zu entscheiden (§ 8 a BNatSchG).

Der rechtsverbindliche Bebauungsplan Hu I l7 setzt bezogen aufden Anderungsbe-
reich als Maß der baulichen Nutzung - ebenso wie jeta der Änderungsplan - eine
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 fest. Durch die Änderung Nr. 3 erfolgr von daher
kein Eingriff in Natur und Landschaft, insbesondere keine Erhöhung des schon jetzt
möglichen Versiegelungsgrades.

Die überbaubare Grundstücksfläche verringert sich von ca. l,l ha auf0,9 ha, so daß
von einem Eingriff in Natur und Landschaft nicht gesprochen werden kann.

7. Verkehrliche Belange

7.1 Außere Erschließung

6. Bewertuns des Einqriffs in Natur und Landschaft

Der Verursacher eines Eingriffes ist zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen
von Natur und Landschaft zu unterlassen (Vermeidungsgebot) sowie unvermeidbare
Beeinträchtigungen innerhalb einer zu bestimmenden Frist durch Maßnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichspflicht) - s 8 Abs. 2
BNatSchG bzw. § 4 Abs. 4 LG NW.

Durch den Anschluß der festgesetzten Mischverkehrsfläche an die Arminiusstraße, die
im Norden zur Rahmer Straße und im Süden zur OW III a fiihrt, wird der Änderungs-
bereich gut an das örtliche und überörtliche Verkehrsnetz angeschlossen.
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7 .2 Innere Erschließung

Die innere Erschließung wird durch die Festsetzung einer verkehrsfläche besonderer
Zweckbestimmung (Mischverkehrsfläche) sichergestellt.

Öffentlicher Personennahverkehr

Die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr ist durch mehrere Buslinien
(455,462,482 und 492), die aufder Rahmer Straße verkehren und Anschluß an die
benachbarten Vororte sowie die U-Bahn fuchtung Innenstadt (U 41, U 47) haben,
sichergestellt.

7 .4 Ruhender Verkehr

Die Konzeption der Bebauungsplan-Anderung geht davon aus, daß der Bauträger im
Baugenehmigungsverfahren pro WE 1,2 Stellplätze nachweist.
Im Rahmen der Bauleitplanung ist im nördlichen Bereich eine Gemeinschaftsstellplatz-
anlage ausgewiesen; Stellplätze sind außerdem sowohl innerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen (zwischen den Gebäudezeilen) als auch außerhalb möglich.
Die öffentlichen stellplätze sind (laut Stellplatzschlüssel I öffentlicher stellplatzje 5
WE) gleichmäßig im Plangebiet, an der Haupterschließung gelegen, verteilt. Es stehen
mit 24 somit dem Besucherverkehr eine genügende Anzahl parkmöglichkeiten im
Straßenraum zur Verfügung.

8. Umweltbelanse

8.1 Altlasten

Der Detailplan - Maßstab 1 : 5 000 - der stadt Dortmund über Altstandorte/Altablage-
rungen und sonstige Bodenbelastungsflächen enthält im Bereich der frtiheren Gartneiei
die Kennzeichnung Altablagerung/Schüttung und entlang des Roßbaches die Kenn-
zeichnung Mineralboden.

Das umweltamt der stadt Dortmund hat eine Untersuchung zur Geftihrdungsabschät-
zung vorgenommen. Dabei wurde festgestellt,daß flächendeckende,nachhaltige Boden
- und Untergrundverunreinigungen nicht vorliegen.

Lediglich kleinräumig, im westen des Anderungsbereiches, wurden in oberflächen-
nähe Bodenverunreinigungen organischen ursprungs (polyzyklische Aromatische
Kohlenwasserstoffe,Minerakilkohlenwasserstoffe ) festgestellt. Bezogen aufdie ange-
strebte Folgenutzung sind Sicherungs- bzw. sanierungsmaßnahmen nur in einem Teil-
bereich ( ehemalige Gärtnerei ) angezeigt. Diese umfassen einen Bodenauftrag
bzw. - austausch auf zukUnftig nicht versiegelten oder überbauten fuealen mit
sauberem,unbelasteten Material in einer Mächtigkeit von 0,5 m,bei Nutzpflanzen_
anbau angepaßt an die Wurzeltiefe.
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Zusätzlich ist im Bereich von Kinderspielplätzen der Einbau einer Grabesperre
erforderlich.

Durch die textliche Festsetzung
derungsbereich wegen der ungüns en Höhenverhältnisse eine Auffi.illung des Gelän-
des auf 69,5 m über NN. erforderlich ist.
plan übemommen wurde ( ergänzt durch

Da diese Festsetzung auch in den Anderungs-
n Zvsatz " mit sauberen, unbelasteten Erd-

82

schüttet werden muß, so daß die aufgrund der Bodenbelastung zu treffenden Vorkeh-
rungen bereits hierdurch erfüllt werden. Eine darüber hinausgehende Regelung erübrigt
sich nach Abstimmung mit dem Umweltamt der Stadt Dortmund.

Der vorstehend beschriebene,mit schadlichen Bodenverunreinigungen behaftete
Bereich wurde im Anderungsplan nach § 9Abs.5 Nr.3 BauGB gekennzeichnet.

Lärmschutz

Nach § I Abs. 5 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u. a. insbesondere
die allgemeinen Anforderungen an gesunde wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berück-
sichtigen. Bezüglich der Lärmbelastung ist fur den Anderungsbereich als Lärmemittent
die Arminiusstraße zu betrachten.

Der seit dem 24.03.1989 rechtsverbindlic
derungsbereich die textliche Festsetzung

he ebauungsplan Hu t l7 trim fur den Än-
(Vorkehrungen zum Schutz vor

schädlichen Umwelteinwirkungen). Diese t tliche Festsetzung ist en heutigen Erfor-
flächendeckenddernissen entsprechend modifiziert und als textliche Fesetzung

in den Änderungsplan aufgenommen worden

9. Ver- und Entso rgung

massen " - siehe textliche Festsetzung
Bereich bei den vorliegenden Höhenver

-) ,ist sichergestellt, daß der gesamte
ssen um 0,5 m bis 2,3 m Höhe aufge-

rden über die
(Leitungs-

Die im Änderungsbereich vorhandenen städtischen Abwasserkanäl
gem. § 9 Abs. I Nr. 2l BauGB festgesetzten Belastungsflächen
rechte zugunsten der Stadt Dortmund) planungsrechttich gesichert

wird im Ursprungsplan festgelegt, daß im Än-

Die Versorgung des Änderungsbereiches mit Gas, Wasser und elektrischer Energie
wird durch die zuständigen versorgungsträger, die Entsorgung durch die zuständigen
Entsorgungsträger sichergestellt.

Im Nordosten des Änderungsbereiches, westlich der Arminiusstraße, plant die Dort-
munder Energie und Wasser GmbH (DEW) zur Versorgung eines größeren Einzugs-
bereiches eine Umspannanlage. Der ursprünglich im südosten des Anderungsbereiihes
geplante Standort, für den im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Hu 117 eine 

"ntrpr"-chende Versorgungsfläche festgesetzt war, wurde aufgegeben.

Im Anderungsplan wird daher nunmehr die versorgungsflache - Elektrizitat - im Nor-
den festgesetzt. Die im Ursprungsplan festgesetzte versorgungsfläche im südwesten
des Anderungsbereiches wird dem Allgemeinen Wohngebiet zugeordnet.
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Versickerung des Niederschlagswasser§

Hinsichtlich des Niederschlagswassers ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens
von Bauvorhaben in jedem Fall unter Hinzuziehung der "satzung über die Entwässe-
rung der Grundstücke in der Stadt Dortmund,,vom Zl.l2.lg9l, zuleta geändert durch
Satzung vom 09.10.1986, zu prüfen, ob der Abfluß des Niederschlagswassers von
Dach- und Hofflächen durch geeignete Maßnahmen, wie z. B. Versickerung oder
Rückhaltung, zu verhindern, zu vermindern oder merklich zu verlangsamen ist. Soweit
die Möglichkeit besteht, sollte hiervon Gebrauch gemacht werden. Die wasserrechtli-
chen Vorschriften sind hierbei zu beachten.

Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 01.01. 1996 erstmals bebaut, be-
festigr oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, ist gem. § 5l a Was-
sergesetz fi.ir das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG -) in der
Neufassung der Bekanntmachung vom 25.06.95 (GV NW S. 926, SGV NW 77) vor
Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer einzuleiten, sofem dies
ohne Beeinträchtigung des wohls der Allgemeinheit möglich ist. Die dafi.ir erforderli-
chen Anlagen müssen den jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik entspre-
chen. von der verpflichtung zur versickerung, verrieselung oder Gewässereinleitung
ausgenommen ist gemäß § 51 a Abs. 4 LWG Niederschlagswassers, das

a) ohne Vermischung mit Schmutzwasser in einer vorhandenen Kanalisation
(Trennsystem) abgeleitet wird oder

b) aufgrund einer nach bisherigem Recht genehmigten Kanalisationsnetzplanung
gemischt mit Schmutzwasser einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage
zugeftihrt wird oder werden soll, wenn der technische oder wirtschaftliche
Aufivand unverhältnismäßig ist.

Für die nach den geplanten Festsetzungen des Änderungsplanes mögliche Bebauung
werden von externen Büros untersuchungen zur versickerungsfühigkeit des Niedei-
schlagswassers auf den Grundstücken in Form von hydrogeologischin Gutachten
durchgefi.ihrt.

Konkrete Regelungen erfolgen im Baugenehmigungsverfahren.

In dem Anderungsplan ist deshalb nur ein allgemeiner Hinweis zur Beseitigung von
Niederschlagswasser enthalten.

Das auf der geplanten Erschließungsstraße anfaltende Niederschlagswasser soll in den
dort vorhandenen Mischwasserkanal eingeleitet werden.

Für Fußwege und Parkplätze ist durchlässiges Material zu verwenden.

Quellen, Bachläufe und Dränungen von Freiflächen dtirfen überhaupt nicht an die Ka-
nalisation angeschlossen werden.
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10. Kindersoielolätze

Die im Ursprungsplan getroffene Festsetzung "Gemeinschaftskinderspielplatz" @e-
reich für Kleinkinder und jüngere Schulkinder) wird in den Anderungsplan nicht über-
nommen. Der Bedarf an Kleinkinderspielplätzen (Kategorie C) wird der Regelung des

§ 9 der Bauordnung (BauO NW) und der Spielplatzsatzung der Stadt Dortmund
überlassen.

Der im nordwestlichen Anderungsbereich festgesetzte Kinderspielplatz "8" bleibt Be-
standteil der Planung, wird jedoch aufgrund des veränderten Planungskonzeptes weiter
südlich in veränderter Form festgesetzt.

Z we-
gung wird durch Festsetzung eines Gehrechtes zugunsten der Allgemeinheit (
gewährleistet.

11. Bersbau

Der Planbereich liegt über Grubenfeldern der Bergbau AG Westfalen. Der Ursprungs-
plan beinhaltet deshalb den Hinweis, daß ggfl Bergschadensicherungsmaßnahmen er-
forderlich werden. Dieser Hinweis wurde deshalb in den Anderungsplan in modifizier-
ter Fassung übernommen.

Denkmalpflegerische Belange werden im Anderungsbereich nicht berührt. Es ist jedoch
nicht auszuschließen, daß bei Bodeneingriffen Bodendenkmäler entdeckt werden. Für
diesen Fall wird durch entsprechende Hinweise im Änderungsplan auf die Melde- und
Sicherungpfl icht hingewiesen.

Die zu überplanenden Grundstücke im Anderungsbereich stehen imEigentum der Stadt

Dortmund. Bodenordnende Maßnahmen (Grenzregelung, Umlegung) werden daher

durch die geplanten Festsetzungen nicht ausgelöst.

14 Entsch disuns

Durch die beabsichtigte Anderung Nr. 3 des Bebauungsplanes Hu 117 werden keine
Entschädigungsansprüche im Sinne des § 40 Abs. 1 BauGB ausgelöst.

Die Erreichbarkeit des Kinderspielplatzes fi.ir die Öffentlichkeit über die private

12. Denkmalschutz

13. Bodenordnende und sonstiee Maßnahmen

)



l5 Städtebauliche Zahlenwerte

A.llgemeines Wohngebiet - ca.
Versorgungsfläche
Öffentliche Grunflächen
Öffenttiche Verkehrsfl äche

Ausbaukosten
./. Erschließungsbeitrtge
(e0%)

l0

120 WE - ca.

ca.

ca.

ca.

ca. 45 000,00 DM

1,90 ha
0,20 ha
0,20 ha
0.16 ha

Anderungsbereich ca 2,46 ha

Folgende Mehrkosten gegenüber der ursprungsplanung wurden überschlägig ermittelt

Anteil der Stadt

Öffentliche Verkeksfl äche
(Mischverkehrsflache)

Eigenanteil der Stadt ca. 4 500,00 DM

(Dieser städtische Anteil
würde bei Abschluß eines
Erschließungsvertrages
entfallen)

Kanalbaukosten

Dortmund, den 
1 5, Aug. 

,199G

aser
Städt. Vermessungsdirektor

ca. 4 500,00 DM

ca. 90 000. OO DM

ca. 94 500,00 DM

,

16. Kosten

ca. 40 500.00 DM

Kosten der Stadt



Der Rat der Stadt Dortmund hat am 19.09.1996 beschlossen, diese Begründung nach § 9
Abs. 8 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.12.1986
(BGBI. I 5.2253, BGBI. III 213 - l) der Anderung Nr. 3 des Bebauungsplanes Hu 117

beizufügen.

Dortmund, den Z 2..//-)/

Abteilungsleiter

I

L


